
(Beifall bei den Oppositionsparteien)

Sie können sich gerne vor das Haus stellen!

Ich bitte nun von der Fraktion Die Liberalen Herrn Dr. Stei­
necke, das Wort zu nehmen.

Herr Abgeordneter, ich verweise Sie gleich des Saales!

Dr. Steinecke für die Fraktion Die Liberalen:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach dieser Ein­
lage, die wohl der Bedeutung des heutigen Tages nicht ganz an­
gemessen ist,

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen) 

bitte ich Sie trotzdem, mir zuzuhören.

Meine Damen und Herren! Die Wirtschaftsunion, über die 
heute zu entscheiden ist, gemeinsam mit den Entscheidungen 
zum monetären System unserer Sozialunion, ist die wirtschaftli­
che Grundlage für die Einigung unseres Vaterlandes. Die Ent­
scheidung, die heute demzufolge hier zu treffen ist, schafft damit 
die Voraussetzung, daß wir in der DDR, zwar geographisch im 
Herzen Europas gelegen, nicht mehr durch den Willen einiger 
aus Europa ausgegrenzt bleiben.

Vor einem halben Jahr hätte in diesem Land niemand Zweifel 
darüber geäußert, daß die wirtschaftlichen Lösungen, wie sie 
jetzt gefunden wurden, gute Lösungen sind. Die Liberalen neh­
men mit Befriedigung zur Kenntnis, daß sowohl der Staatsver­
trag als auch die vorgelegten wirtschaftlichen Empfehlungen in 
dem Beschlußentwurf, der Ihnen vorliegt, über einvernehmli­
che Regelungen die grundlegenden Bedingungen für die Ein­
gliederung der DDR in die wirtschaftliche Gemeinsamkeit Euro­
pas überhaupt erst ermöglichen.

(Beifall bei CDU/DA, Liberalen und DSU)

Jawohl, da gebe ich dem Abgeordneten Dr. Förster von der 
SPD recht: Ein Traum geht in Erfüllung, auch aus den Reihen 
der Parteien und der Abgeordneten, die jetzt in der Opposition 
sind, auch aus der PDS oder ehemaligen SED, in der wir ja viele 
gute Bekannte haben, von denen wir wissen, daß sie selbst häu­
fig unter der Teilung Deutschlands gelitten haben, aber verge­
waltigt worden sind durch eine doktrinäre Lebensauffassung 
der Führungsspitze.

(Vereinzelt Beifall)

Wir nehmen mit Genugtuung zur Kenntnis, daß in diesem 
Hause Einvernehmen über die Behandlung einiger Dinge 
herrscht, deren Klärung wir für notwendig hielten und die auch - 
ich sage es noch einmal - in die Protokollierung entsprechend 
dem Beschlußentwurf Eingang finden. Ich denke da insbesonde­
re an die Festlegung einer definitiven Reihenfolge für den Ein­
satz der Erträge, die wir aus der Reprivatisierung des Staatsei­
gentums - Volkseigentum möchte ich schon gar nicht sagen, das 
war es nie - bzw. seiner wirtschaftlichen Verwertung erzielen. 
Wir geben ausdrücklich unsere Zustimmung zu der im Be­
schlußentwurf vorgegebenen Reihenfolge, nämlich I. Verwen­
dung für die Strukturanpassung - erstens, nicht zweitens oder 
drittens! -, 2. teilweise Deckung der Haushaltsdefizite usw., und 
an vierter Stelle Vermögensbildung. Wir sind deshalb auch be­
troffen über die wirtschaftliche Kurzsichtigkeit, die aus der An­
lage des Beschlußentwurfs spricht, in der die Fraktion Bündnis 
90/Grüne zuerst die Vermögensbildung postuliert und erst da­
nach die Strukturanpassung.

Meine Damen und Herren, so kann man keine Wirtschaft be­
treiben. Wir sind deshalb so betroffen, weil damit weiterhin die 
Forderung erhoben wird, das Volksvermögen aufzuzehren, so 
aufzuzehren, wie wir es in den letzten 20 Jahren gemacht haben 
und deshalb ...

(Nooke, Bündnis 90/Grüne: Sie wissen doch, daß das nicht stimmt!)
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Herr Nooke, ich kenne ja Ihre Meinung. Deshalb bin ich über 
diesen Einspruch im Protokoll ja so betroffen. Wir müssen zuerst 
unsere Wirtschaft sanieren, weil wir nur so unsere wirtschaftli­
chen Probleme überhaupt lösen können.

(Lebhafter Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Und wir haben darüber, glaube ich, wohl über alle Fraktionen 
eigentlich in den Ausschüssen, in den fachlichen Diskussionen 
Übereinstimmung erzielt. Ich sage das heute deshalb, weil viele 
Leute an den Fernsehapparaten sitzen, um ihnen zu sagen, daß 
dieser Weg der Strukturanpassung und der Einsatz der Erträge 
und der Erlöse aus der Reprivatisierung der Schlüssel ist, um die 
im Staatsvertrag geforderte und fixierte Sozialunion überhaupt 
finanziell absichern zu können.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Die Liberalen erklären aus wirtschaftlicher Sicht auch ihr Ein­
verständnis zu den Protokollierungen im Beschlußentwurf, der 
sich mit den Fragen des Eigentums beschäftigt. Lange Zeit war 
diese Passage eine Unsicherheit für viele Bürger, leider Gottes 
durch viele unsachliche Argumente und teilweise auch Fehlver­
halten von Bundesbürgern beeinflußt.

Nein, wir stehen dazu, Eigentum aus dem alliierten Recht, 
Eigentum aus der Bodenreform, muß gesichert sein! Es geht 
nicht, daß wir 40 Jahre Geschichte der DDR einfach löschen. Wir 
haben ein alliiertes Recht, unter dem bestimmte Eigentumsent­
scheidungen getroffen sind, und die Regelungen, meine Damen — 
und Herren, die hier in der Absichtserklärung und auch in der 
Beschlußempfehlung festgehalten sind, geben dem Bürger im 
Land die Gewähr, daß dieses Parlament durchaus imstande ist, 
einen eigenen Willen zu haben, ihn zu artikulieren und auch ge­
setzgeberisch durchzusetzen.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Und insofern, glaube ich, ist dieser Tag wie die Volkskammer­
sitzung am vergangenen Sonntag ein Tag, der die Weichen für 
die Zukunft unseres Landes stellt und unseren Kindern eine 
wirtschaftliche Basis bieten wird, um aus dem gegenwärtig un­
befriedigenden Zustand herauszukommen.

Und wollen wir es bitte vielen Bürgern nicht verdenken, wenn 
sie gegenwärtig mit Sorge in die Zukunft schauen. Einig sind wir 
uns alle: Eine Umstrukturierung der Wirtschaft, die nach den 
Fehlentscheidungen insbesondere der letzten 20 Jahre zur Kom­
binatsbildung so gravierend eine gesunde Wirtschaft zerstört 
hat, wird ganz gewiß nicht spurlos Vorbeigehen. Aber vergessen 
wir bitte nicht: Die Mauer war nicht gebaut worden, um den An­
sturm der Arbeitslosen aus Westdeutschland auf die DDR abzu­
halten, sie hatte wohl einen anderen Grund.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Ich danke Ihnen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie drei Anfragen - jetzt werden 
es vier?

Frau Dr. Morgenstern (PDS):

Herr Abgeordneter Steinecke, ich begrüße es sehr, daß Sie unse­
rer Bevölkerung noch einmal versichern, daß es keinen Verkauf 
von Grund und Boden geben wird an Gebietsfremde, wie es in der 
Erklärung steht. Aber würden Sie ihnen dann bitte auch erklären, 
was unter der Übergangszeit zu verstehen ist, wie sie doch formu­
liert ist, und welchen Zeitraum Sie sich darunter vorstellen?

Dr. Steinecke (Die Liberalen):

Ich habe gesagt, daß diese Passagen auszugestalten sind 
durch Protokollierungen und in gesetzgeberischen Akten. Soll


